Berücksichtigung in der Einkommensteuer

Das Finanzamt prüft, ob mit dem Betrieb der Anlage über die Betriebsdauer von 20 Jahren insgesamt Gewinne erzielt werden (Gewinnerzielungsabsicht). Mit dem Begriff Gewinn im steuerlichen Sinne ist ein positiver Totalgewinn gemeint. Zur Gewinnermittlung werden alle in diesem Zeitraum anfallenden Kosten (z.B. Wartung, Reparaturen, Zählermiete, Versicherung, Kreditzinsen, Abbau, etc.) und Erlöse (Einspeisevergütung) erfasst. Opportunitätskosten, wie z.B. entgangene Guthabenzinsen, werden dabei nicht mitgerechnet. Erzielt der Anlagenbetreiber einen Gewinn, werden alle Einnahmen aus dem Betrieb der Anlage in seiner Einkommensteuererklärung berücksichtigt. Liegt kein Gewinn vor, handelt es sich um steuerlich nicht relevante Liebhaberei.

Gewinne aus dem Betrieb der PV-Anlage müssen als "gewerbliche" Einkünfte versteuert werden. Bei der Berechnung des Gewinns werden die Einnahmen aus der Einspeisevergütung durch die Abschreibung und anfallende Betriebskosten und Fremdkapitalzinsen gemindert.

Wird die Anlage steuerlich berücksichtigt, so werden die Anschaffungskosten der Anlage linear über einen Zeitraum von 20 Jahren abgeschrieben, d. h. jedes Jahr kann ein Betrag von 5 Prozent der Anschaffungskosten angesetzt werden. Der Zeitraum, in dem die einzelnen Wirtschaftsgüter abzuschreiben sind, wird von den Finanzbehörden (Bundesfinanzministerium) festgelegt und ist in so genannten AfA-Tabellen nachzulesen.
Im Rahmen des am 4.12.2008 vom Bundestag verabschiedeten Konjunkturpakets der Bundesregierung können im Jahr 2009 und 2010 bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens degressiv, in Höhe von höchstens 25 Prozent abgeschrieben werden. Dabei darf das Zweieinhalbfache des linearen Satzes nicht überschritten werden.
Entsprechend besteht diese Möglichkeit dann auch für PV-Anlagen. Bei der degressiven Abschreibung erfolgt die Abnutzung in fallenden Jahresbeiträgen und wird nach einem unveränderlichen Prozentsatz vom jeweiligen Buchwert (Restwert) vorgenommen.

Bei dachintegrierten PV-Anlagen wird in den Bundesländern die Abschreibungszeit leider unterschiedlich gehandhabt. Auf eine entsprechende Anfrage des SFV teilten Länder wie Bayern oder Saarland mit, dass dort der Abschreibungszeitraum für PV-Anlagen grundsätzlich bei 20 Jahren liege. Länder wie Thüringen oder Rheinland-Pfalz betrachten dachintegrierte Anlagen aber als Gebäudebestandteil, so dass sie mit dem für das Gebäude geltenden Prozentsatz abzuschreiben seien. Dies könnte dann ein Abschreibungszeitraum von bis zu 50 Jahren sein. Verwiesen wird dabei auf ein Urteil des Finanzgerichts Rheinland-Pfalz vom 19.03.2007 (5 K 1639/05 EFG 2007).

Diese Handhabung ist nach Ansicht des SFV problematisch, da noch gar nicht geklärt ist, ob Photovoltaik-Anlagen überhaupt so lange halten können.

Grundsätzlich empfielt der SFV, sich vor dem Bau einer dachintegrierten PV-Anlage von dem zuständigen Finanzamt eingehend beraten zu lassen, da die steuerliche Beurteilung im Einzelfall den örtlichen Finanzbehörden obliegt.

Auf weitere eventuell mögliche Sonderabschreibungsmöglichkeiten nach § 7 g Einkommensteuergesetz bzw. eines eventuell möglichen Investitionsabzugsbetrags wird nicht weiter eingegangen.

Für steuerpflichtige Solarstromanlagen ist am Ende jedes Jahres ein Jahresabschluss zu erstellen. Normalerweise ist dies als Einnahmen-ÜberschussRechnung möglich. Die Ergebnisse sind in der persönlichen Steuererklärung des PV-Anlagenbetreibers als Einkünfte aus Gewerbebetrieb zu erklären.

Zur Klärung der individuellen steuerlichen Behandlung der PV-Anlage empfiehlt sich jedoch die rechtzeitige Abstimmung mit einem Steuerberater.
Ist der Betrieb einer Photovoltaikanlage ein Gewerbe?

Zur Gewerbesteuer veranlagt werden Unternehmen im Sinne des Einkommensteuerrechts. Entsprechend sind alle Anlagenbetreiber, die als Unternehmer im steuerlichen Sinne gelten, grundsätzlich verpflichtet, ihre Anlage als Gewerbe anzumelden. Gewerbesteuer fällt aber erst an, wenn ein Gewerbeertrag von 24.500 Euro jährlich (Erhebungszeitraum Kalenderjahr) überschritten wird (§11 Abs.1 Gewerbesteuergesetz - GewStG). Dies betrifft in der Regel PV-Anlagen, die größer als 30 kWp sind.

Um die Formalitäten und Gebühren im Zusammenhang mit einer Gewerbeanmeldung zu vermeiden, ist es deshalb für Betreiber kleinerer Anlagen sinnvoll, beim örtlichen Gewerbeamt schriftlich nachzufragen, ob auf eine Gewerbeanmeldung verzichtet werden kann.

